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Kläger und Revisionsbeklagten,

' hat der 7° Senat des Bundessozialgerichts auf dic
mündliche Verhandlung vom 27° Mai 4964, an der
mitgewirkt haben “

Sénatspräsident ‘ ‘Dre B e r n d t
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr° K l ä'ß

‘ und Bundesrichter ' Dr° K r e b 3
als weitere Berufsrichter,

.
Bundessozialrichter G r a e f

und Bundessozialrichter N e u w a l d
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Niedersachsen vom 20‚ März

4965 wird zurückgewiesen°

—Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtli-

' chen Kosten zu erstatten°
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Der 4900 geborene Kläger gehörte von_Mai 4945 bis zum 54° März
4960 als Verwaltungsangestellter bei der Nebenstelle Delmenhorst

des Arbeit3amts (ArbA) Oldenburg zu den Bediensteten der Beklag-
ten„ Im Zuge des von dieser in ihrem gesamten Personalbereich be—

triebenen Abbaues hatte er sich nach Bekanntgabe und Besprechung
der Runderlasse 467/5709 (Dienstblatt A der Beklagten von 4957
8° 548) und 478/5809a4 (Dienstblatt A 4958 S0 264) auf Anregung
seines Dienstvorgesetzten am 5° Januar 4960 schriftlich bereit

erklärt, zum 54° März 4960 aus den Diensten der Beklagten auszu—

scheiden, falls ihm eine Abfindung gemäß den genannten Runderlas—

sen gewährt werden würde° Der Direktor des ArbA billigtc mit Be—
richt an den Präsidenten des Landesarbeitsamtes (LAA) das Aus-

scheiden des Klägers und erklärte sich zur Zahlung der gewünsch—

ten Abfindung bereit, wenn Einwendungen nicht geltend gemacht wer»
den sollten° Entsprechend erhielt der Kläger eine Abfindung in

Höhe von acht Monatsgehältern (5.840__DM)°

Am 51° Mai 4960 meldete sich der Kläger arbeitslos und beantragte

Arbeitslosengeld (Me)—„nit Bescheid vom 15„ Juni 4960 wurde ihm
dieses zuerkannt, jedoch das Ruhen bis zum 50° September 4960 ge—

mäß @96 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen-
Versicherung (AVAVG)angeordnet° Mit einem weiteren Bescheid Vom
gleichen Tage wurde gegen den Kläger eine Sperrfrist von zwölf

Tagen verhängt, weil er freiwillig und ohne wichtigen oder berech-
tigten Grund aus den Diensten der Beklagten ausgeschieden sei°

Der Widerspruch gegen diese Bescheide blieb erfolglos° In dem fol—

genden Klageverfahren verband das Sozialgericht (SG) beide Klagen

zur einheitlichen Verhandlung und Entscheidung und hob mit Urteil

vom 8° Sebtember 4960 beide Bescheide und Widerspruchsbescheidc
auf° Es nerurteilte die Beklagte zur Zahlung von Alg an den Klä—

ger nachfdessen Antrag vom 54° Mai 4960„ '
.

f
‘Mit Urteäl vom 20° März 4965 änderte das Landessozialgericht (LSG)

? ‘ V -
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auf die Berufung der Beklagten aus Gründen der Klarstellung

und Eindeutigkeit den Tenor des angefochtenen Urteils dahin—
gehend ab, daß die Beklagte zur Zahlung von Alg an den Kläger

nach Ablauf der - dreitätigen - Wartezeit verurteilt wurde°

Zur Begründung führte es aus, die von der Beklagten gewährte

Abfindung in Höhe von acht Monatsgehältern sei kein Arbeits—

entgelt im Sinne des 5 96 Abs° 1 Satz 4 AVAVG° Ebensowenig

sei sie eine Abfindung von Ansprüchen auf Arbeitsentgelt ge-

mäß Satz 2 aaO° Denn die an den Kläger gezahlten Abfindungs-
beträge seien von der Beklagten nur deshalb geleistet werden,

weil sie ihn aus wichtigen personalwirtschaftlichen Gründen
sowie aus solchen der Umorganisation, GeSchäftsverteilung und

Einsparung von Haushaltsmitteln vorzeitig und ausschließlich

in ihrem eigenen Interesse aus ihren Diensten entlassen habe„

Aus den gleichen Überlegungen heraus, die eine Ruhensanordnung

nach 5 96 Abs„ 4 AVAVG rechtlich unmöglich machen würden, sah

das LSG auch die Verhängung der Sperrfrist als ungerechtfertigt

an° Unter den gegebenen Verhältnissen habe von einer echten

freiwilligen Aufgabe des Arbeitsplatzes keine Rede sein kön—

nen; der Kläger habe lediglich aus Gründen der Zweckmäßigkeit

und der Vereinfachung des Verfahrens beim Personalabbau die

Rolle des freiwillig Ausscheidenden übernommen° Er habe nur
formal und nur auf Initiative des Dienstgorgesetzten hin gehen—

delt° Revision wurde zugelassen°

II;

Gegen das Urteil legte die Beklagte Revision ein° Sie beschränk—

te später ihr Rechtsmittel auf die Entscheidung über die Sperr-
frist und trägt vor: Dem Kläger habe kein wichtiger und berech—

tigter Grund für seine - nach ihrer Ansicht völlig freiwillige -
Arbeitsaufgabe zur Seite gestanden° Auch(die Gewährung einer

nicht unerheblichen Abfindungssumme für die freiwillige Aufgabe

eines gesicherten Arbeitsplatzes stelle keinen berechtigten oder

wichtigen Grund im Sinne des Gesetzes dar„ Ferner könne 5 80

Abs 2 Satz 2 AVAVG im Falle des
Klägers(ebenfalls keine Anwen—

dung finden, weil dieser in einem unkündbaren Beschäftigungsver-
\
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hältnis gestanden habé,“üdm”irbeitgeber also hätte nicht gekün—
digt werden können° Mit ihrer Entscheidung gemäß 5 84 AVAV9, die

Sperrfrist auf nur zwölf Tage zu verkürzen, habe sie, die Beklag—

te, alle für den Kläger sprechenden Gesamtumstände berücksichtigt,

soweit ihr dies im Rahmen ihres gesetzlich zustehenden Ermessens

möglich gewesen sei°

'Die Beklagte beantragt, „

die Urteile des SG Oldenburg vom 8° September

4960 sowie des LSG Niedersachsen vom 20° März

1964 aufzuheben, soweit durch sie der Sperr—

fristbescheid der Beklagten von 15° Juni 1960

und der Widerspruohsbescheid vom 19, Juli 1960

aufgehoben werden und die Beklagte verurteilt

wird, dem Kläger Arbeitslosengeld nach Ablauf

der Wartezeit auch für die Dauer der.Sperrfrist

zu zahlen und die Klage insoweit abzuweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

III;

Die nach 5 462 Abs° 1 Nr° 4 des Sozialgerichtsgesetze$‘(SGG)

statthafte Revision ist zulässig, konnte aber keinen Erfolg haben°

In dem Schriftsatz der Beklagten vom 5„ Dezember 4965, mit dem

sie ihren ursprünglichen gemäß % 164 SGG fristgerecht eingelegten

und begründeten Revisionsantrag dahingehend eingeschränkt, daß

sie nunmehr statt der Rüge der Verletzung der 95 96, 80 AVAVGnur
noch die der Verletzung des 5 80 AVAVGaufrechterhält, ist eine
gemäß den 55 165, 456 Abs° 4 SGGzulässige Teilrevisionsrücknahme

zu erblickeno Denn nach der vollen Urteilsanfechtung wird jetzt

nur noch ein auf einen Teil der Entscheidung beschränkter Revi—

sionsantrag gestellt, Die Revisionsrücknahme kann gemäß 5 156

Abs° 1 SGG bis zum Ende der mündlichen Verhandlung erfolgen° Eine

nur teilweise Rücknahme des Rechtsmittels ist nach der Rechtspre-

a
_ 5 _JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


|

-5_

chung des Reichsgerichts (RG) - vgl° RGZ 134, 150 - immer dann

in dem Umfange möglich, wenn über den zurückgenommenen Teil bzw,

den ihm zugrunde liegenden (Teil-) Anspruch durch Teilurteil

hätte entschieden werden können° Das ist im vorliegenden Streit—

fall zu bejahen° Der ihrer_zurückgenommenen Rüge der Verletzung

des 5 96 AVAVG zugrunde liegende AnsPruch der Beklagten richtete

sich auf Aufrechterhaltung des Ruhensbescheides vom 15, Juni
1960, der mit der verbleibenden Teilrevision aufrechterhaltene

weitere An3pruch bezweckt Aufrechterhaltung des Sperrfristbeschei-

- des vom 45, Juni 4960° Gegenstand des anhängigen Rechtsstreits

ist folglich nur noch die Klage gegen die Verhängung der Sperr—

frist von zwölf Tagen gemäß 5 80 (5 84) AVAVG°

Entgegen der Ansicht der Beklagten hat das LSG jedoch zu Recht

den Sperrfristbescheid der Beklagten aufgehoben°

Nach 5 80 Abs° 4 AVAVGist das Alg zu versagen, wenn der Arbeits-
lose ua seine Arbeitsstelle ohne wichtigen oder ohne berechtig—

ten Grund aufgegeben hat° Hat er sie aber nur deshalb freiwillig

aufgegeben, weil ihm anderenfalls sein Arbeitgeber aus einem

von dem Verhalten des Arbeitnehmers unabhängigen Grunde gekün-

digt hätte, so ist nach Abso 2 Satz 2 auch dann keine Sperrfrist

zu verhängen, wenn sich der Arbeitnehmer auf keinen wichtigen

oder berechtigten Grund berufen kann° Die Frage, was ein "be-

rechtigter Grund" im Sinne des Gesetzes ist, beantwortet @ 78

Abs° 2 AVAVGerschöpfendo Keiner der dort aufgezählten Gründe
kann auf den Fall des Klägers angewendet werden° Es bleibt so—

mit die Frage zu klären, ob er für seine Arbeitsaufgabe einen
"wichtigen“ Grund im Sinne des 5 80 Abs° 1 AVAVGzur Seite hat-
te oder ob ihm seine Arbeitgeberin aus einem von seinem.eige—

nen Verhalten unabhängigen Grunde gekündigt haben würde°

Das LSG hat eine im wörtlichen Sinne freiwillige Aufgabe sei-

ner Arbeitsstelle im Verhalten des Klägers verneint, weil er le—

diglich aus verwaltungsmäßigen Zweckmäßigkeits— und Vereinfa—

chungsgründen die Rolle des freiwillig Kündigenden übernommen

habe° Darauf, ob der Arbeitnehmer sein Beschäftigungsverhältnis

tatsächlich "freiwillig" aufgegeben hat, kommt es bei Auslegung
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und Anwendung des.■ 80 AVAVG jedoch so lange nicht an, als die
Nichtfreiwilligkeit nicht auch durch die in Abs, 4 und 2 der

Bestimmung aufgezählten Ausnahmegründe gedeckt ist (wichtiger

oder berechtigter Grund, drohende Kündigung durch Arbeitgeber
usw.), Ebenso ist es belanglos, ob die Aufgabe des Arbeitsverhält—

nisses durch Kündigung von Seiten des Arbeitnehmers oder durch

Vereinbarung mit dem Arbeitgeber erfolgt, Trotzdem ist dem LSG

im Ergebnis zuzustimmen, daß die Sperrfrist unrechtmäßig sei, Zu—
treffend hat es bei seiner Erörterung des'ä 96 AVAVG angenommen,

daß zwischen den Beteiligten im Januar bzwo März 4960, veranlaßt

durch das Schreiben des Klägers vom 5° Januar 4960, im fast aus-'

schließlichen und alleinigen Interesse der Beklagten ein Auflö—

sungsvertrag über die„Beendigung_des an sich unkündbaren Arbeits-
verhältnisses‚abgeschlossen'wurde.(vgl° Urteil des Senats

vom
29° August 4965 in der nahezu gleichgelagerten Sache Ki:;ä■:;
gegen Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversi-

cherung — BfArb - BSG 20, 20)° Durch ihn wurde der bis dahin

wirksame Arbeitsvertrag mit allen gegenseitigen Rechten und Pflrhr

ten beendet° Rein formal gesehen hatte somit der Kläger sein Ar-

beitsverhältnis aufgegeben° Jedoch erfolgte sein Handeln mit

. wichtigen Grunde: Nach der Grundsatzentscheidung des Reichsver—

sicherungsamtes (BVA) - 5478 in AN 4928 S° 488 und nach dem Ur—

teil des Senats vom 9° Mai 4965 — SozR AVAVG % 80 Abs° 4 — braucm;

ein wichtiger Grund nur objektiv vorzuliegen, er muß aber nicht

der Beweggrund für die Arbeitsaufgabe gewesen sein° Objektiv be—
>

stand der wichtige Grund zur Arbeitsaufgabe des Klägers in dem
bereits einige Jahre andauernden Zwang für die Beklagte, ihren

Personalbestand in kurzer Zeit erheblich zu verringern, dabei

jedoch nach\Möglichkeit die jüngeren Kräfte zu halten und trotz-
dem nicht allzu große soziale Härten für die von den Einsparunge—

maßnahmen Betroffenen zu verursachen° Die Wirtschaftlichen,-or—

ganisatorischen und haushaltsmäßigen Gründe der Beklagten hier—

für sind vom LSG überzeugend erörterto'Da der Kläger eine'arbeitsn

rechtlich starke Position durch die Unkündbarkeit seines Arbeits-

verhältnis3es besaß, kann davon ausgegangen werden, daß dieser

objektiv bestehende wichtige Grund in Verbindung mit der Möglich-

keit, eine beträchtliche Geldsumme als Ausgleich für den Verzicht
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auf seinen sozialen BesitzStand zu erhalten, bei ihm auch sub-

jektiv ausschlaggebend für den Abschluß des Auflösungsvertrages

war °

Für den Kläger tritt noch ein weiterer wichtiger Grund zur Recht—

fertigung seiner Arbeitsaufgabe hinzu: In seinem Lebensalter und

in seiner Lage mußte er befürchten, wie viele andere Bedienstete

der Bundesanstalt im Organisations— und Stellenplan 4960 in den
Personalüberhang gesetzt zu werden und seiner Planstelle ver—
lustig zu gehen° Dies hätte aller Voraussicht nach die Umsetzung

auf einen sozial geringerebewerteten Arbeitsplatz zur Folge ge—

habt und nach einem'bestimmten Zeitablauf sogar eine Änderungs-

kündigung, zumindest den Versuch hierzu, seitens der Beklagten

nach sich ziehen können° Hierbei‘kann„dahingestellt„bleiben,

ob letzteres von der Beklagten hätte rechtlich_vertreten werden
können° Gerichtsbekahnt ist jedoch, daß Umsetzungen von Kräften

des Personalüberhanges auf arbeits- und besohä■tigungsmäßig ge-
ringer bewertete Dienstposten häufiger erfolgten° Schon diese

Aussicht, verbunden mit der darin enthaltenen ständigen Unsi-

cherheit über Arbeitsplatz, soziale Stellung und Bewertung,

muß für den Kläger als langjähriggghéngghggägen der Bundesan-

stalt als so einschneidend
und/äicht

zumutbar gewertet werden,

daß auch er einen wichtigen Grund zur Arbeitsaufgabe im Sinne

des 5 80 Abs„ 4 AVAVG darstellto Dieser wird nicht etwa dadurch

aufgehoben, daß der Kläger nur unter der Bedingung der angebo—

tenen Abfindungssumme zum "freiwilligen" Ausscheiden bereit ware
Anderenfalls wäre es für ihn aus wirtschaftlichen Gründen

schlechthin unzumutbar gewesen, seine rechtlich und finanziell

gesicherte Lebensgrundlage im alleinigen Interesse der Beklagten

aufzugeben°

Die im vorliegenden Falle getroffenen Auslegung des Begriffs

"wichtiger Grund" in $ 80 Abs° 1 AVAVG deckt sich mit der Ab—

sicht des Gesetzgebers bei der Neufassung der Voi}Sch’rift° Es
sollte lediglich die Manipulierbarkeit des*Wagniäses in.der Ar—
beitslosenversicherung sowie der Unterstützungsmißbrauch mög-

lichst eingeschränkt werden, nicht jedoch das Reéht des Arbeits—

losen, beim Vorliegen wichtiger Gründe eine Arbei%sstelhaaufzu-
i\_
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geben, ohne sogleich mit der Verhängung wirtschaftlich einschnei—

dender Sperrfristen rechnen zu müsseno Es soll also nur dann das
Alg versagt werden, wenn ein schuldhaftes Verhalten des Arbeitnr —

mers zur Lösung des Arbeitsverhältnisses führt; dies ist aber hf

zu vernein'en° \ '

Zusammenfassend ist festzustellen, daß dem Kläger zur Rechtferti—

gung seiner Arbeitsaufgabe bei der Beklagten ein wichtiger Grunä

im Sinne des 5 80 Abs° 1 Satz 4 AVAVGzur Seite stand und daß dir
Verhängung der Sperrfrist dem Gesetz nicht entspricht°

Die Revision der Beklagten war daher zurückzuweisen„.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG„
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